
 

  

S 13 AL 29/03

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 10
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 13 AL 29/03
Datum 30.06.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 AL 339/04
Datum 09.06.2005

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
30.06.2004 abgeÃ¤ndert sowie der Bescheid vom 09.10.2002 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 30.12.2002 aufgehoben. Die Beklagte wird verurteilt,
Trennungskostenbeihilfe in HÃ¶he von 400,00 EUR an den KlÃ¤ger zu zahlen.
II. Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.
III. Die Beklagte hat 1/5 der auÃ�ergerichtlichen Kosten beider RechtszÃ¼ge zu
tragen.
IV. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob die Beklagte dem KlÃ¤ger MobilitÃ¤tshilfe in Form von
Trennungskostenbeihilfe zu gewÃ¤hren hat.

Der 1974 geborene, damals in N. wohnhafte und ab 01.09.2002 arbeitslose KlÃ¤ger
beantragte am 16.09.2002 laut einem Vermerk der Beklagten
Trennungskostenbeihilfe fÃ¼r die Aufnahme einer TÃ¤tigkeit als Lehrer in P. und U.
(Neubrandenburg). Er habe neben seiner bisherigen Wohnung in N. in P. ab
16.09.2002 eine Unterkunft anmelden mÃ¼ssen (160,00 EUR monatlich).
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Mit Bescheid vom 09.10.2002 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung von
Trennungskostenbeihilfe gemÃ¤Ã� Â§ 53 Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) ab.
Bei seinen wirtschaftlichen und persÃ¶nlichen VerhÃ¤ltnissen sei es ihm
zuzumuten, die Kosten selbst zu tragen. Er hat Trennungskostenbeihilfe in HÃ¶he
von insgesamt 2.740,00 EUR begehrt. Den Widerspruch des KlÃ¤gers, den er mit
erheblichen finanziellen Belastungen begrÃ¼ndete, wies die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 30.12.2002 zurÃ¼ck.

Die zum Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG) hiergegen erhobene Klage hat der KlÃ¤ger
damit begrÃ¼ndet, er kÃ¶nne die doppelte HaushaltsfÃ¼hrung in N. und in P. bei
seinen wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen nicht tragen. Er hat Trennungskostenbeihilfe
in HÃ¶he von insgesamt 2.740,00 EUR begehrt. Das SG hat die Klage mit Urteil vom
30.06.2004 abgewiesen. Eine doppelte HaushaltsfÃ¼hrung sei nicht erforderlich,
dem ledigen KlÃ¤ger sei ein Umzug nach Neubrandenburg zuzumuten.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger Berufung beim Bayer. Landessozialgericht eingelegt und
zur BegrÃ¼ndung vorgetragen: Es sei Ã¼blich, wÃ¤hrend der Probezeit noch nicht
umzuziehen. Die KÃ¼ndigungsfrist fÃ¼r die Wohnung in N. habe drei Monate
betragen. Ab 01.12.2002 habe keine doppelte HaushaltsfÃ¼hrung mehr
vorgelegen.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
30.06.2004 sowie den Bescheid vom 09.10.2002 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 30.12.2002 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, Trennungskostenbeihilfe fÃ¼r die Zeit bis 30.11.2002 in HÃ¶he von
2.740 EUR zu bewilligen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen, soweit der Betrag von
400,00 EUR Ã¼berschritten wird.

Sie hÃ¤lt die Entscheidung des SG fÃ¼r zutreffend, hat sich jedoch wegen der
Notwendigkeit der Einhaltung der KÃ¼ndigungsfrist bezÃ¼glich der Wohnung in N.
bereit erklÃ¤rt, die Kosten der Miete fÃ¼r die Unterkunft in P. (160,00 EUR
monatlich) fÃ¼r die Zeit vom 16.09.2002 bis 20.11.2002 zu erstatten.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die beigezogene Verwaltungsakte sowie
die Gerichtsakten erster und zweiter Instanz Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) ist zulÃ¤ssig, aber nur zum Teil begrÃ¼ndet. Das
Urteil des SG ist abzuÃ¤ndern und der Bescheid vom 09.10.2002 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 30.12.2002 ist aufzuheben. Die Beklagte hat dem
KlÃ¤ger 400,00 EUR Trennungskostenbeihilfe zu erstatten. Im Ã�brigen hat das SG
die Klage zu Recht abgewiesen. Der Bescheid vom 09.10.2002 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 30.12.2002 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten, soweit der KlÃ¤ger hÃ¶here
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Trennungskostenbeihilfe als 400,00 EUR begehrt. Die gesetzlichen Voraussetzungen
hierfÃ¼r liegen nicht vor.

GemÃ¤Ã� Â§ 53 Abs 1 Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III) kÃ¶nnen Arbeitslose
und von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitssuchende, die eine versicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung aufnehmen, durch MobilitÃ¤tshilfen gefÃ¶rdert werden, soweit (1)
dies zur Aufnahme der BeschÃ¤ftigung notwendig ist und (2) sie die erforderlichen
Mittel nicht selbst aufbringen kÃ¶nnen. MobilitÃ¤tshilfen bei Aufnahme einer
BeschÃ¤ftigung umfassen bei auswÃ¤rtiger Arbeitsaufnahme die Ã�bernahme der
Kosten fÃ¼r eine getrennte HaushaltsfÃ¼hrung fÃ¼r die ersten sechs Monate bis
zu einem Betrag von 260 EUR monatlich (Trennungskostenbeihilfe, Â§ 53 Abs 2 Nr 3
c, Â§ 54 Abs 5 SGB III). Allerdings soll nur Hilfe bewilligt werden, die fÃ¼r die
Aufnahme der BeschÃ¤ftigung unerlÃ¤sslich ist (Winkler in Gagel, SGB III, Â§ 53
RdNr 11). Die Arbeitsaufnahme muss eine getrennte HaushaltsfÃ¼hrung erfordern
(Stratmann in Niesel, SGB III, 2.Aufl, Â§ 53 RdNr 13).

Die Berufung des KlÃ¤gers ist insoweit erfolgreich, als ihm von der Beklagten
400,00 EUR Mietkosten zu erstatten sind. Die Beklagte hat sich bereit erklÃ¤rt, die
Kosten fÃ¼r die wegen der Arbeitsaufnahme zusÃ¤tzlich erforderliche Miete fÃ¼r
die Unterkunft in P. zu Ã¼bernehmen (160,00 EUR monatlich). Die Wohnung in N.
war nur mit einer Frist zum 30.11.2002 kÃ¼ndbar gewesen. Erst hernach war es
dem KlÃ¤ger tatsÃ¤chlich mÃ¶glich, nur einen Haushalt zu fÃ¼hren. Nachweislich
Miete hatte er in P. jedoch erst ab 16.09.2002 zu zahlen. Zu diesem Zeitpunkt
begann das MietverhÃ¤ltnis. FÃ¼r September 2002 ist somit lediglich ein Betrag
von 80,00 EUR angefallen.

Weitere Kosten sind jedoch von der Beklagten diesbezÃ¼glich nicht zu
Ã¼bernehmen. Insbesondere ist beim KlÃ¤ger als Ledigen eine weitere doppelte
HaushaltsfÃ¼hrung nicht erforderlich. ZusÃ¤tzliche Fahrtkosten sind mangels
Notwendigkeit von Familienheimfahrten auf Grund des Personenstandes nicht
erforderlich und auf Grund seines erzielten Einkommens nicht von der Beklagten zu
Ã¼bernehmen. Es ist ihm zumutbar, diese evtl. weiteren Kosten selbst zu tragen. Er
bezog ein Nettogehalt von 1.425,00 EUR. AbzÃ¼glich der Mietkosten in N. in HÃ¶he
von ca. 470,00 EUR blieben dem KlÃ¤ger nach Erstattung der Mietkosten in P.
ausreichend Geldmittel zur VerfÃ¼gung, um diese Zeit selbst unter
BerÃ¼cksichtigung der bestehenden und in dieser Zeit zurÃ¼ckzuzahlenden
Verbindlichkeiten zu Ã¼berbrÃ¼cken.

Somit liegen die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von
Trennungskostenbeihilfe insoweit nicht vor. Eine ErmessensausÃ¼bung durch die
Beklagte war daher diesbezÃ¼glich nicht erforderlich.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs 1 und 2 SGG zuzulassen, liegen nicht
vor.
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Erstellt am: 08.09.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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